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Entwurf eines Neunten Gesetzes 
zur Änderung des Zollgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen; 

Artikel 1 

Änderung des Zollgesetzes 

Das Zollgesetz vom 14. Juni 1961 (Bundesge- 
setzbl. I S. 737), zuletzt geändert durch das Achte 

Gesetz zur Änderung des Zollgesetzes vom 

(Bundesgesetzbl. IS... .), wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 7 wird nach Satz 2 folgender Satz 
eingefügt: 

„Zur Erfassung der Waren, auf die sich die 
Amtshandlungen zu erstrecken haben (§ 6 Abs. 1 
Satz 3), gilt § 71 Abs. 3 sinngemäß auf den Ab- 
fertigungsplätzen und ihren Verbindungswegen 
mit dem Zollgebiet." 

2. In § 4 

a) wird die Überschrift „Zollstunden" ersetzt 
durch „Zeitliche Beschränkung der Ein- und 
Ausfuhr", 

b) erhält Absatz 1 folgende Fassung: 

„(1) Waren, die auf Zollstraßen zu beför- 
dern sind, dürfen nur während der nach 
§ 6 Abs. 4 Satz 1 bekanntgegebenen Öff- 
nungszeiten eingeführt und ausgeführt wer- 
den." 

3. In § 5 Abs. 5 wird in Nummer 2 der Punkt 
durch einen Beistrich ersetzt und folgende Num- 
mer 3 angefügt: 

„3. durch Gestellung aus einem Zollaufschub- 
lager zur Umwandlung bei der Zollstelle 
(§ 46 Abs. 11)." 

4. In § 6 wird 

a) Absatz 1 folgender Satz angefügt: 

„Wer Waren über einen Abfertigungsplatz 
außerhalb des Zollgebiets und über dessen 
Verbindungswege mit dem Zollgebiet (§ 2 
Abs. 7) einführen will, hat auf diesem Platz 
alle Waren zu gestehen, die er mit sich 
führt.", 

b) Absatz 3 folgender Satz angefügt: 

„Handelt es sich um Zollgut, so haftet der- 
jenige, dem die Zollstelle das Zollgut zur 1 
Ausfuhr überlassen hat, nach der höchsten | 


in Betracht kommenden Zollbelastung, wenn 
für das Zollgut eine Zollschuld nach § 57 
entsteht.", 

c) in Absatz 4 Satz 1 hinter dem Wort „sie" 
eingefügt „innerhalb der dafür bekanntgege- 
benen Öffnungszeiten". 

5. In § 15 Abs. 2 Nr. 2 werden die Worte „die 
Amtsstunden" ersetzt durch „die für die Ent- 
gegennahme von Zollanträgen bekanntgegebe- 
nen Öffnungszeiten". 

6. § 25 Abs. 1 wird gestrichen. Die bisherigen Ab- 
sätze 2 bis 4 werden Absätze 1 bis 3. 

7. § 26 erhält folgende Fassung: 

„§ 26 

Zollermäßigung aus besonderen Gründen 

Für Waren, die einem Wertzoll unterliegen 
und im Zollausland nach Vorlagen (Plänen, 
Zeichnungen, Manuskripten, Modellen und der- 
gleichen) eines im Zollgebiet ansässigen Auf- 
traggebers hergestellt worden sind, wird der 
Zoll auf den Betrag ermäßigt, der sich ergibt, 
wenn das übliche Entgelt für das Herstellen der 
Waren im Zollausland einschließlich der Kosten 
ihrer Lieferung bis zum Ort der Einfuhr zu- 
grunde gelegt würde. Die Zollermäßigung be- 
darf einer vorherigen Zusage." 

8. § 27 wird folgender Satz angefügt: 

„Der Bundesminister der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung die Begünstigung insoweit 
einschränken oder aufheben, als die Bundes- 
republik Deutschland nach dem Vertrag zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft oder durch eine Entscheidung des Rates 
dazu verpflichtet ist." 

9. § 40 erhält folgende Fassung: 

r,§ 40 

Erlaß oder Erstattung aus besonderen Gründen 

Der Bundesminister der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung anordnen, daß der Zoll für 
Waren, die nachweislich nicht in die Wirtschaft 
des Zollgebiets eingegangen sind, 

1. erlassen oder erstattet wird, wenn die 
Waren alsbald nach ihrer Verzollung an 


2 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/1749 


oder für den außerhalb des Zollgebiets an- 
sässigen Lieferer unter zollamtlicher 
Überwachung wieder ausgeführt werden; 

2. ganz oder teilweise erlassen oder erstattet 
wird, wenn die Waren in dem für ihre 
Beschaffenheit maßgebenden Zeitpunkt 
schadhaft waren oder den Bedingungen 
des Vertrages nicht entsprachen und als- 
bald nach ihrer Verzollung unter zollamt- 
licher Überwachung vernichtet oder zer- 
stört werden." 

10. In § 43 wird 

a) hinter Absatz 5 folgender neuer Absatz ein- 
gefügt: 

„(6) Zollgut darf unter zollamtlicher Über- 
wachung vernichtet oder durch ümwandlung 
(§ 9 Abs. 3) zerstört werden.", 

b) der bisherige Absatz 6 als Absatz 7 be- 
zeichnet. 

11. § 46 Abs. 11 erhält folgende Fassung: 

„(11) Werden aus dem Zollaufschublager 
Waren zum aktiven Veredelungsverkehr, zum 
ümwandlungsverkehr oder zur Zollgutverwen- 
dung abgefertigt, unter zollamtlicher Überwa- 
chung ausgeführt oder vernichtet oder nach Ge- 
stellung durch Umwandlung (§ 9 Abs. 3) zer- 
stört, so ist die auf sie entfallende Zollschuld zu 
erlassen. Dies gilt nur, soweit der Zollschuldner 
nachweist, daß die Waren die nämlichen wie die 
eingelagerten Waren sind oder diese ent- 
halten. § 43 Abs. 5 Satz 2 gilt sinngemäß." 

12. In § 55 

a) erhält Absatz 1 Satz 2 hinter dem Strich- 
punkt folgende Fassung: 

„§§ 35 bis 38 gelten sinngemäß.", 


b) wird Absatz 6 folgender Satz angefügt: 

„Entsteht bei der neuen Zollbehandlung eine 
Zollschuld, so mindert sich der Zoll um den 
Betrag, in dessen Höhe bereits eine Zoll- 
schuld nach Absatz 1 entstanden ist." 

13. In § 80 Abs. 1 wird die Zahl „200" durch „240" 
ersetzt. 


Artikel 2 

Einschränkung von Grundrechten 

Soweit nach Artikel 1 Nr. 1 die Vorschrift des 
§ 71 Abs. 3 des Zollgesetzes sinngemäß auf Ab- 
fertigungsplätzen außerhalb des Zollgebiets gilt, 
werden die Grundrechte nach Artikel 2 Abs. 2 des 
Grundgesetzes eingeschränkt. 


Artikel 3 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 


Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten des zweiten auf die 
Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 
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Begründung 


Artikel 1 

Zu Nummer 1 

Zu einer wirksamen Erfassung der Waren, die über 
Abfertigungsplätze außerhalb des Zollgebiets (§ 2 
Abs. 7) eingeführt werden sollen, hat es sich als 
erforderlich erwiesen, ihre Gestellung auf diesen 
Abfertigungsplätzen vorzuschreiben und zur Siche- 
rung dieser Gestellungspflicht die körperliche Durch- 
suchung ebenso zuzulassen, wie sie schon jetzt nach 
dem Grenzübertritt innerhalb des Zollgrenzbezirks 
zulässig ist. Die Gestellungspflicht muß in § 6 nor- 
miert werden (s. die Nummer 4 Buchstabe a des 
Entwurfs) das Durchsuchungsrecht wird zweck- 
mäßigerweise in § 2 Abs. 7 aufgenommen, da es 
nicht lohnt, allein seinetwegen hinter dem Vierten 
Teil des Zollgesetzes einen neuen Gesetzesteil mit 
Sondervorschriften für diese Abfertigungsplätze zu 
schaffen. 


Zu Nummer 2 

Die Begriffe „Zollstunden'' (der Zeitraum, in dem die 
Waren über die Zollgrenze verbracht werden dür- 
fen) und „Amtsstunden" (der Zeitraum, während 
dessen die Zollstellen für die in Betracht kommende 
amtliche Tätigkeit geöffnet sind) haben häufig zu 
Verwechslungen geführt, zumal sie im benachbarten 
Ausland vielfach unbekannt sind. Sie sollen deshalb 
durch den auch in zwischenstaatlichen Vereinbarun- 
gen schon öfters verwendeten einheitlichen Aus- 
druck „Öffnungszeiten" ersetzt werden. Durch die 
Neufassung soll außerdem noch erreicht werden, 
daß die Öffnungszeiten nach § 4 allgemein mit den- 
jenigen Zeiten übereinstimmen, in denen die Zoll- 
stellen für die Gestellung des eingebrachten Zollguts 
geöffnet sind. 


Zu Nummer 3 

Diese Bestimmung ist die notwendige Ergänzung des 
Artikels 1 Nr. 11 des Entwurfs. Nach der Neufassung 
des § 46 Abs. 11 soll die Zollschuld für Zollaufschub- 
lagerwaren auch dann erlassen werden, wenn die 
Waren nach Gestellung durch Umwandlung nach 
§ 9 Abs. 3 zerstört werden. Dazu ist es notwendig, 
zu bestimmen, daß diese Waren ■ — die Freigut sind 
— ■ durch die Gestellung Zollgut werden. Das ge- 
schieht zweckmäßigerweise durch eine entspre- 
chende Ergänzung des § 5 Abs. 5. 

Zu Nummer 4 

a) Die Ergänzung des § 6 Abs. 1 ist bereits unter 
Nummer 1 begründet worden. 


b) Die Ergänzung des § 6 Abs. 3 soll Verfahrens- 
vereinfachungen bei der Ausfuhr von Waren, 
insbesondere im Seeverkehr, ermöglichen. Es 
kommt häufig vor, daß Schiffe, die auszuführen- 
des Zollgut in einem Seezollhafen an Bord ge- 
nommen haben, vor der endgültigen Ausfahrt 
noch weitere Häfen im Zollgebiet anlaufen. Um 
das Zollgut unter zollamtlicher Überwachung zu 
halten, muß es z. Z. bis zum letzten Seezollhafen 
im Zollgutversand befördert werden, an den sich 
die Ausfuhr-Zollbehandlung anschließt. Mit der 
Abfertigung zum Zollgutversand haftet der Zoll- 
beteiligte für etwa entstehende Zollschulden 
(§ 41 Abs. 4). Dieses umständliche Verfahren be- 
lastet die Zollbeteiligten und die Zollverwaltung 
beträchtlich. Die Neufassung ermöglicht es, dar- 
auf zu verzichten und die Ausfuhr-Zollbehand- 
lung bereits im Ladehafen durchzuführen, ohne 
daß damit auch die Haftung des Ausführers ent- 
fällt. 

c) Die Ergänzung des § 6 Abs. 4 ist unter Nummer 2 
begründet worden. 

Zu Nummer 5 

Die Änderung des § 15 ist unter Nummer 2 be- 
gründet worden. 

Zu Nummer 6 

§ 25 Abs. 1 sieht Zollfreiheit für bestimmte Abfälle 
vor. Die EWG-Kommission sieht in dieser Bestim- 
mung einen Verstoß gegen Artikel 23 des EWG- 
Vertrages (Verpflichtung zur Einführung des Ge- 
meinsamen Zolltarifs). Es kann dahingestellt blei- 
ben, ob diese Rechtsauffassung zutrifft; da aber die 
wirtschaftliche und praktische Bedeutung des § 25 
Abs. 1 sehr gering ist, empfiehlt sich seine Strei- 
chung. 

Zu Nummer 7 

Die Bestimmung des § 26 soll es ermöglichen, bei 
der Bemessung des Zolles für im Ausland herge- 
stellte Waren den anteiligen Wert des Verwer- 
tungsrechts an der geistigen Leistung außer Be- 
tracht zu lassen, die mittels der vom inländischen 
Auftraggeber zur Verfügung gestellten Vorlage bei 
der Herstellung der eingeführten Waren genutzt 
wird. Die derzeitige Fassung legt in diesen Fällen 
der Zollberechnung lediglich das Herstellungsentgelt 
für die eingeführten Waren zugrunde (Absatz 3) und 
läßt die Lieferungskosten, einen wesentlichen Teil 
der Bemessungsgrundlagen, außer Betracht. Diese 
Nebenwirkung hat dazu geführt, daß die Vergünsti- 
gung in zunehmendem Maße nur deswegen in An- 
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Spruch genommen wird, um die Einbeziehung der 
Lieferungskosten in den Zollwert zu umgehen, was 
dem Zweck des § 26 widerspricht. Die Neufassung 
soll das ändern. Das Wort „üblich" ist vor „Entgelt" 
eingefügt, um auch bei Aufträgen zwischen abhängi- 
gen Firmen zu gewährleisten, daß ein angemessener 
Gewinn in die Bemessungsgrundlage einbezogen 
wird, wie dies bei unabhängigen Vertragspartnern 
der Fall ist. 

Ferner hat sich gezeigt, daß die Einschränkungen 
des bisherigen Absatz 2 Satz 2 einen ihren Zweck 
nicht rechtfertigenden Verwaltungsaufwand verur- 
sachen. Diese Vorschrift sollte deshalb gestrichen 
werden. 


Zu Nummer 8 

Der Rat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
hat am 22. Dezember 1966 mehrere Entscheidungen 
über die Zollsätze für Luftfahrzeuge und für Aus- 
rüstungsmaterial für Luftfahrzeuge getroffen, die 
eine einheitliche Zollbehandlung dieser Waren in 
der EWG sichern sollen (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften S, 4181/66 ff). Sie haben teilweise 
die Zollbegünstigung des § 27 durch tarifliche Zoll- 
begünstigungen ersetzt und sehen folgende Zollmaß- 
nahmen vor: 

1. Vollständige Aussetzung der Zollsätze des Ge- 
meinsamen Zolltarifs bei Luftfahrzeugen mit 
einem Leergewicht von mehr als 15 000 kg und 
für Erzeugnisse, die zur Instandhaltung oder 
Reparatur der gleichen Luftfahrzeuge verwendet 
werden. 

2. Gemeinschaftliches Zollkontingent zum Zollsatz 0 
für die Einfuhr von Reifen, die bei bestimmten 
Luftfahrzeugtypen verwendet werden sollen. 

3. Vollständige Aussetzung der Zollsätze des Ge- 
meinsamen Zolltarifs bei bestimmtem Aus- 
rüstungsmaterial für Luftfahrzeuge. 

Diese Entscheidungen erfordern eine Änderung des 
Zolltarifs und eine Einschränkung der Zollbegünsti- 
gung des § 27. Da in Kürze noch weitere Entschei- 
dungen des Rates auf diesem Gebiet zu erwarten 
sind, ist es zweckmäßig, anstelle einer mehrfachen 
stufenweisen Änderung des § 27 den Bundesminister 
der Finanzen zum Erlaß der vorgesehenen Rechts- 
verordnungen zu ermächtigen. 


Zu Nummer 9 

Die Empfehlung der EWG-Kommission vom 10. De- 
zember 1963 (Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften S. 2959/63) sieht Erlaß oder Erstattung von 
Zöllen für Waren vor, die im Zeitpunkt der Einfuhr 
schadhaft waren oder den Bedingungen des Ver- 
trages nicht entsprachen, falls sie an oder für den 
ausländischen Lieferer wieder ausgeführt oder unter 
zollamtlicher Überwachung vernichtet werden. Die 
derzeitige deutsche Regelung (§ 40 ZG, § 80 AZO) 
ist einerseits weiter, andererseits aber enger als die 
Empfehlung. Weiter ist sie insofern, als nach ihr 
Zoll auch für solche Waren erlassen oder erstattet 


werden kann, die aus anderen Gründen als denen 
der Schadhaftigkeit oder der nicht vertragsmäßigen 
Lieferung wieder ausgeführt werden (z. B. irrtüm- 
liche Lieferung der Ware). Sie braucht dennoch zur 
Zeit nicht eingeschränkt zu werden, da die EWG- 
Empfehlung noch keine abschließende Regelung des 
Fragenkomplexes darstellt. Die weiteren Harmoni- 
sierungsmaßnahmen der EWG können daher abge- 
wartet werden. Enger ist die deutsche Regelung 
deswegen, weil sie Erlaß oder Erstattung bei Ver- 
nichtung der Waren nicht vorsieht. Es ist zweck- 
mäßig, sie insoweit der EWG-Empfehlung anzuglei- 
chen. 

Die Voraussetzungen für Erlaß oder Erstattung von 
Zoll bei Wiederausfuhr sind zur Zeit unmittelbar in 
§ 40 geregelt; § 80 AZO gibt dazu die Verfahrens- 
vorschriften. Die Vorschrift des § 40 hat durch ihre 
Verweisung auf den Rückwarenfall (§ 24 Abs. 1 
Nr. 2 ZG in Verbindung mit § 57 AZO) häufig Anlaß 
zu Mißverständnissen gegeben. Der Wortlaut der 
Regelung sollte daher so gefaßt werden, daß er 
keine Verweisungen mehr enthält und aus sich 
selbst heraus verständlich ist. Es ist aber unzweck- 
mäßig, damit den Gesetzgeber zu belasten. Es reicht 
vielmehr aus, in § 40 eine Verordnungsermächtigung 
für den Bundesminister der Finanzen vorzusehen, 
wie dies auch bei den zum Teil wirtschaftlich bedeu- 
tenderen Zollfreiheiten in § 24 geschehen ist. 

Durch Nummer 2 der Entwurfsfassung des § 40 wird 
die derzeitige Regelung entsprechend der EWG- 
Empfehlung erweitert. Dabei wird neben dem Be- 
griff „Vernichten", von dem in der Empfehlung 
die Rede ist, auch noch der Begriff „Zerstören" ge- 
braucht. Der Grund dafür liegt in der besonderen 
Auslegung, die der Begriff „Vernichten" im deut- 
schen Zollrecht erfahren hat. Danach ist eine Ware 
nur dann vernichtet, wenn sie durch bewußte 
menschliche Einwirkung so verändert worden ist, 
daß sie wirtschaftlich sinnvoll nicht mehr erfaßbar 
ist. Es gibt nun aber Waren, die nicht in diesem 
Sinne vernichtet werden können, weil auch bei 
intensivster Einwirkung auf sie ein verwertbarer 
Rest übrig bleibt (z. B. Schrott). Auch für diese Wa- 
ren sollte Erlaß oder Erstattung möglich sein, wenn 
sie „zerstört", d. h. in den nicht mehr wesentlich 
veränderbaren, aber noch verwertbaren Rest umge- 
wandelt werden. Das entspricht auch dem Sinn der 
EWG-Empfehlung, die zwar nur von Vernichtung 
(in der französischen Fassung „destruction") spricht, 
aber darunter nicht nur das Vernichten im engen 
Sinne des deutschen Zollrechts versteht, sondern 
auch das Zerstören im aufgeführten Sinne. Freilich 
kommt in diesen Fällen kein völliger Erlaß (oder 
Erstattung) in Frage. Es kann nur die Differenz 
zwischen dem Zollbetrag, der für die ursprüngliche 
Ware gezahlt worden ist, und demjenigen Zoll- 
betrag erstattet oder erlassen werden, der für den 
noch verwertbaren Rest, z. B. den Schrott, bei seiner 
Einfuhr zu zahlen gewesen wäre. 

Zu Nummer 10 

§ 43 in der derzeitigen Fassung läßt nur bestimmte 
Zollanträge zu (vgl. auch § 90 AZO). Der Antrag 
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auf Vernichtung der Waren (§ 9 Abs. 2) oder auf 
ihre Umwandlung bei der Zollstelle (§ 9 Abs. 3) ist 
zur Zeit ausgeschlossen. Verdorbene oder wertlos 
gewordene Waren müssen daher wieder ausgeführt 
werden, wenn der Zoilbeteiligte den Zoll dafür 
sparen möchte. Das ist unrationell und benachteiligt 
die fern von der Zollgrenze ansässigen Zoilbe- 
teiligten. Die vorgeschlagene Änderung ist daher 
erforderlich. Für den Begriff „Zerstören" gilt das zu 
Nummer 9 Gesagte. 

Zu Nummer 11 

Diese Nummer enthält die der Nummer 10 entspre- 
chende Regelung für die Zollaufschublager, 

Zu Nummer 12 

a) § 38 Abs. 1 und 2 enthält eine Regelung für die 
vorzeitige Freigabe von zum freien Verkehr ab- 
gefertigtem Zollgut. Eine entsprechende Rege- 
lung fehlt für den Fall, daß bei der Abfertigung 
zur bleibenden Zoilgutverwendung das Zollgut 
dem Zolibeteiligten nach § 55 Abs. 3 überlassen 
wird, bevor der ermäßigte Zoll gezahlt, aufge- 
schoben oder gestundet ist. Daraus sind in der 
Praxis Zweifel über die Voraussetzungen und 
Folgen der vorzeitigen Überlassung bei der blei- 
benden Zollgutverwendung entstanden. Diese 
sollen durch die Entwurfsfassung ausgeräumt 
werden. Sie sieht vor, daß bei der Abfertigung 
zur bleibenden Zoilgutverwendung § 38 in vol- 
lem Umfang (d. h. nicht wie bisher nur Absatz 3) 
sinngemäß anwendbar ist. Aus sprachlichen Grün- 
den sieht die Entwurfsfassung auch für die §§ 35 
bis 37 die sinngemäße und nicht wie bisher die 
unmittelbare Anwendung vor. Dies bedeutet je- 
doch keine sachliche Änderung; der Begriff 
„sinngemäße Anwendung" umfaßt in den Fällen, 
in denen eine unmittelbare Anwendung möglich 
ist (vgl. § 36 Abs. 3, § 37), auch diese. 

b) Aus der bleibenden Zollgutverwendung darf 
Zollgut zu einer neuen Zollbehandiung gestellt 
werden (§ 55 Abs. 6). Davon ist in letzter Zeit 
bisweilen Gebrauch gemacht worden, wenn Ver- 
änderungen der Absatzlage und dgl. zum Über- 
gang aus einem Verwendungsverkehr in einen 
anderen zwangen (z. B. Überführung von Hart- 
weizen aus dem Verwendungsverkehr nach An- 
merkung 1 zu Tarif-Nr. 10.01 -A des Abschöp- 
fungstarifs in den Verwendungsverkehr nach An- 
merkung 2 a. a. O.). Nach der derzeitigen Rechts- 
lage besteht keine Möglichkeit, die im ersten 


Verkehr nach § 55 Abs. 1 entstandene Zollschuld 
auf die im zweiten Verkehr entstehende Zoll- 
schuld anzurechnen. Der Zollbeteiligte hat also 
zweimal den ermäßigten Zoll zu zahlen. Das ist 
wirtschaftlich nicht gerechtfertigt. Die Neufas- 
sung — die sich an der Regelung des § 55 Abs. 8 
Satz 3 orientiert — soll Abhilfe schaffen. 

Zu Nummer 13 

Die Wertgrenze des § 80 Abs. 1 stimmte bis zum 
1. Juni 1965 mit der Wertgrenze für die Anwendung 
pauschalierter Abgabensätze überein (vgl. § 79 
Abs. 1 ZG i. V. m. § 148 Abs. 1 AZO). Diese Wert- 
grenze ist durch § 1 Nr. 20 der Fünften Verordnung 
zur Änderung der Allgemeinen Zollordnung (BGBl. I 
1965 S. 435) auf 240 DM heraufgesetzt worden. Es 
empfiehlt sich, die Wertgrenze des § 80 Abs. 1 ent- 
sprechend zu erhöhen. 


Artikel 2 

Durch Artikel 1 Nr. 1 des Entwurfs soll § 71 Abs. 3 
des Zoilgesetzes auch auf Abfertigungsplätzen 
außerhalb des Zollgebiets und ihren Verbindungs- 
wegen mit dem Zollgebiet für anwendbar erklärt 
werden. Da es sich bei Artikel 1 Nr. 1 um einen 
neuen, bislang nicht vorhandenen Eingriffstatbe- 
stand handelt, müssen durch eine besondere Ge- 
setzesbestimmung die Grundrechte des Artikels 2 
Abs. 2 GG insoweit ausdrücklich eingeschränkt wer- 
den. 

Artikel 3 

Artikel 3 enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Artikel 4 

Die Frist zwischen der Verkündung und dem In- 
krafttreten ist zweckmäßig, um der Verwaltung und 
der Wirtschaft ausreichend Gelegenheit zu geben, 
sich auf die neuen Vorschriften einzustellen. 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 
Ausführung dieses Gesetzes nicht mit Kosten be- 
lastet. 
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